
 

LANDTAGSWAHL SACHSEN-ANHALT 

— 
„Der Erdrutschsieg der AfD ist kein 

lokaler Ausrutscher, sondern ein 

Alarmsignal fürs ganze Land: 

Erstmals seit 1945 könnten 

Rechtsextremisten regieren“ 

o Appell der Bildungsstätte Anne Frank: Demokratie 
braucht wieder Star-Appeal und Schlagkraft – es 
gilt Politik nahbar, emotional mitreißend und 
lösungsorientiert zu gestalten, online wie offline 
 

o Entschlossen für die offene und vielfältige 
Gesellschaft eintreten: Geflüchtete, 
Migrant*innen, Jüdinnen_Juden, Schwarze 
Menschen, Muslim*innen, Queere oder Menschen 
mit Behinderung benötigen jetzt den Schutz und 
die Solidarität aller Demokrat*innen 

 
o Ein AfD-Verbot zu prüfen ist überfällig: 

Veranstaltung der Bildungsstätte am 17. 
September diskutiert die Argumente mit Meron 
Mendel, Bijan Moini und Norbert Frei 
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Nach dem deutlichen Wahlsieg der AfD bei der Landtagswahl in Sachsen-Anhalt 

appelliert die Bildungsstätte Anne Frank an alle demokratischen Parteien, Institutionen 

und die Zivilgesellschaft bundesweit gemeinsam für demokratische Werte und 

Zusammenhalt in Vielfalt einzustehen. Die in Sachsen-Anhalt vom Verfassungsschutz als 

gesichert rechtsextrem eingestufte Partei war am Sonntag mit knapp 44 Prozent deutlich 

zur stärksten Kraft gewählt worden und verpasste zwar die von ihr angestrebte absolute 

Mehrheit knapp, könnte aber möglicherweise – etwa in Form einer Minderheitsregierung –

erstmals ein Bundesland regieren. 

 

„Der Erdrutschsieg der Rechtsextremisten ist kein lokaler Ausrutscher, sondern ein 

Alarmsignal fürs ganze Land: Erstmals seit 1945 könnte eine völkisch-rechtsextreme Partei 

in einem deutschen Parlament regieren. Genau jetzt muss die Demokratie beweisen, dass 

sie wehrhaft ist, Haltung zeigen und entschlossen für den Schutz marginalisierter 

Gruppen, demokratischer Werte und Institutionen eintreten und Menschen für 

demokratische Werte, Ziele, Ideen begeistern“, sagt Dr. Deborah Schnabel, Direktorin der 

Bildungsstätte Anne Frank und betont: „Die Zeit für Sonntagsreden und Grabenkämpfe 

ist vorbei, die Bundespolitik kann sich nicht länger wegducken vor den Feinden der 

Demokratie, die offen und lautstark die Werte unseres Grundgesetzes angreifen. Die 

Ergebnisse aus Sachsen-Anhalt mögen besonders drastisch sein – aber die Wahlen in 

Mecklenburg-Vorpommern und Berlin stehen bereits vor der Tür und die AfD macht keinen 

Hehl daraus, auch im Bund stärkste Kraft werden zu wollen.“ 

 

Dr. Deborah Schnabel stellt insbesondere die starke Emotionalisierung der Bevölkerung 

durch die AfD und ihre Digitalstrategie heraus: „Der AfD-Wahlkampf in Sachsen-Anhalt 

wurde dominiert vom Superstar-Appeal des Spitzenkandidaten Ulrich Siegmund, der allein 

auf TikTok viermal so viele Follower wie Bundeskanzler Friedrich Merz auf sich vereint. 

Dass auch 41 Prozent der Jung- und Erstwähler*innen für die AfD gestimmt haben, kann 

niemanden mehr überraschen, der die Social-Media-Strategie der Rechtsextremen 

kennt“, so Deborah Schnabel, die zugleich darauf verweist, dass die AfD die höchsten 

Stimmanteile nicht bei den Jüngsten, sondern insbesondere bei den 35-59-Jährigen 

erzielte. „Siegmund inszeniert sich wie ein Polit-Influencer, erzielt gestützt durch ein 

riesiges digitales Netzwerk auf TikTok mit Abstand mehr Reichweite als sämtliche Landes- 

und die meisten Bundespolitiker*innen und gibt jungen Menschen, die seine geschickt 

verpackten rechtsextremen Botschaften kaum dechiffrieren können das Gefühl, ihm nahe 

und Teil einer mitreißenden politischen Bewegung zu sein. Auch ältere Zielgruppen haben 

ihn vor Ort bei Wahlkampfterminen wie Fanclubs empfangen und um Autogramme und 

Selfies gebeten. Demokratische Akteur*innen können dem nicht allein mit der Kraft des 

besseren Arguments begegnen, sondern müssen Menschen auch emotional abholen. Es 

geht um Sichtbarkeit und Nahbarkeit – online wie offline, nicht nur punktuell in 

Wahlkampfzeiten.“  

 

„Es gilt aus der Schockstarre heraus und ins Handeln zu kommen“, so Direktorin Schnabel 

weiter. „Unsere Demokratie ist stark, lebt vom Einsatz jedes Einzelnen und hat Antworten 

auf das Erstarken des Faschismus und die multiplen Krisen unserer Zeit – das muss Politik 

jetzt selbstbewusst, glaubhaft und mitreißend vermitteln: Die Demokratie und ihre 

Akteur*innen dürfen sich nicht verstecken hinter dem lauten Selbstbewusstsein derer, die 

ihre Werte mit Füßen treten, sondern Wege aus tatsächlicher oder empfundener 

Ohnmacht weisen. Es gilt lösungsorientiert zu reagieren, Haltung für die Werte unserer 

Verfassung zu zeigen, demokratische Teilhabe und Debatte zu stärken“, betont Schnabel 

und plädiert insbesondere für folgende Schritte: 

https://www.instagram.com/reel/Dc0SqWfMyIh/?utm_source=ig_web_copy_link&igsi=MzRlODBiNWFlZA==
https://www.instagram.com/p/DcsgCOZDJ9k/?utm_source=ig_web_copy_link&igsi=MzRlODBiNWFlZA==
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• Haltung zeigen für Vielfalt und Betroffene schützen: Es braucht bundesweite 

Unterstützung für Geflüchtete, Migrant*innen, Schwarze Menschen, 

Jüdinnen_Juden, Muslim*innen, Queere, Menschen mit Behinderung und andere 

Gruppen, die unmittelbar von der menschenfeindlichen Politik der AfD betroffen 

sind. Es gilt Selbsthilfeorganisationen, Antidiskriminierungsstellen, 

Bildungsprogramme gegen menschenfeindliche Ideologien, Beratungsstellen, 

Gewaltschutzmaßnahmen und andere Unterstützungsstrukturen zu stärken, auch 

finanziell. 

• Alle Instrumente der wehrhaften Demokratie nutzen: Eine demokratische Wahl 

macht eine gesichert rechtsextreme Partei nicht demokratisch. Das Grundgesetz 

bietet die Möglichkeit, die Verfassungswidrigkeit einer Partei zu überprüfen und 

ein Parteienverbotsverfahren einzuleiten. Es gilt diesen Handlungsspielraum jetzt 

zu nutzen und die Möglichkeit eines AfD-Verbots zu prüfen. Das Verbot einer 

Partei zu prüfen, holt nicht die Ideologie aus den Köpfen ihrer Wähler*innen, aber 

es zeigt den Feinden der Demokratie Grenzen auf und versagt ihnen im Falle eines 

Verbots die Unterstützung des Staates, dessen konstitutive Werte sie angreifen  

• Vertrauen in die Handlungsfähigkeit des Staates stärken: Alle demokratischen 

Parteien und Regierende aller Kommunen, Länder und des Bundes müssen jetzt 

die Wirkkraft der Demokratie und die Stärke ihrer Institutionen unter Beweis 

stellen. Statt einer Sparpolitik, die existenzielle Verunsicherungen großer 

Bevölkerungsteile und institutionelle Entfremdung weiter verstärkt, gilt es 

Lösungen zu finden und umzusetzen für Herausforderungen wie Wohnungsnot, 

Bildungsungerechtigkeit, Integration, marode Infrastruktur oder Auswirkungen 

des Klimawandels. 

• Nahbare Politik gestalten, die Menschen in ihrer Selbstwirksamkeit stärkt und für 

Demokratie begeistert: Ob auf TikTok, Dorf-Marktplätzen oder Volksfesten – 

Demokratische Parteien müssen dem Popstar-Appeal der AfD-Wahlkämpfenden 

einen beständigen, glaubhaften und emotional mitreißenden Einsatz für die Werte 

und Wirkkraft unserer Demokratie entgegensetzen. Es gilt in Kontakt mit 

Menschen zu treten, nahbar und empathisch zu sein, Räume der Begegnung und 

des Engagements schaffen und Menschen aus tatsächlicher oder empfundener 

Ohnmacht angesichts der multiplen Krisen der Gegenwart zu holen.  

• Demokratische Digitaloffensive: Es braucht flächendeckende schulische und 

außerschulische Medienbildung, die insbesondere junge Menschen und ihre 

Bezugspersonen für das Social-Media- und KI-Zeitalter rüstet, flankiert von 

konsequentem regulatorischen Durchgreifen gegen Desinformation und Hass im 

Netz. Und auch die demokratischen Akteur*innen selbst müssen (finanziell) 

gestärkt und geschult werden, um den Netz-Populist*innen eine Flut an 

mitreißendem demokratischen Content entgegensetzen zu können. 

• Zivilgesellschaft und Demokratische Bildung stärken: Demokratie lebt von 

Beteiligung – um Engagement, Teilhabe und Selbstwirksamkeit der Bürger*innen 

zu stärken, muss die Politik all jenen Institutionen und Einzelpersonen der 

Zivilgesellschaft den Rücken stärken durch verlässliche, auch finanzielle 

Förderung, die sich bereits jetzt gemeinwohlorientiert für Demokratiebildung, 

gegen Extremismus und für gesamtgesellschaftlichen Zusammenhalt engagieren.  

„Es gibt sie, die Menschen, die engagiert für unsere vielfältige demokratische Gesellschaft 

eintreten und Tag für Tag gegen den erstarkenden Rechtsextremismus eintreten. Die 

Zivilgesellschaft ist aber auch gefordert, sich nicht nur über das „Gegen“, sondern auch 

das „Für“ zu positionieren – dafür braucht sie bundesweite Unterstützung, denn die AfD 
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hat bereits angekündigt, ihre Reformpläne maßgeblich dadurch finanzieren zu wollen, 

NGOs und gemeinnützigen Vereinen das Geld streichen zu wollen, das ist eine 

Schwächung der Demokratie mit Ansage“, mahnt Deborah Schnabel und führt aus: 

„Allein uns in der Bildungsstätte Anne Frank erreicht aktuell eine Vielzahl an Anfragen, 

jede Dritte davon zum Umgang mit Rechtsextremismus im analogen und digitalen Raum, 

vor allem von Lehrkräften und pädagogischen Fachkräften – viele davon können wir 

aktuell nicht bedienen, weil uns ohne ausreichende Finanzierung die Kapazitäten für 

bedarfsdeckende Maßnahmen gegen den Rechtsruck fehlen“, sagt Dr. Deborah Schnabel 

und betont abschließend: „Um Menschen für die Demokratie zu gewinnen und durch 

Bildung zu stärken gegen die Angriffe auf unsere freie und vielfältige Gesellschaft, 

braucht es eine nachhaltige und bedarfsdeckende staatliche Finanzierung 

entsprechender Angebote. Gerade jetzt nach der Wahl in Sachsen-Anhalt.“ 

 

Hintergrundinformationen für die Presse 

Für aktuelle Interviews/O-Töne unserer Direktion melden Sie sich gerne unter presse@bs-

anne-frank.de . 

Die Bildungsstätte Anne Frank begleitet die Landtagswahlen in Sachsen-Anhalt und 
Mecklenburg-Vorpommern mit Fokus auf den erstarkenden Rechtsextremismus mit einem 
umfassenden redaktionellen Angebot der politischen Bildung im Netz. Posts und Reels auf 
Social-Media-Plattformen wie Instagram, TikTok und LinkedIn ordnen Pläne aus den AfD-
Wahlprogrammen etwa zur Erinnerungskultur, den Bereichen Bildung, Kultur oder 
Wirtschaft in Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern zielgruppengerecht ein und 

informieren über Social-Media-Strategien der in Teilen gesichert rechtsextremen Partei. 

Auch das Veranstaltungsprogramm reagiert auf die Wahlen – nach einem hochkarätig 
besetzten und ausgebuchten „Sparkle of Hope“-Dinnertalk mit Expert*innen und 
Engagierten aus den betroffenen ostdeutschen Bundesländern stellt die Bildungsstätte 
Anne Frank zwischen den Landtagswahlen die Aussichten eines AfD-Verbotsverfahrens 

bei einer weiteren Abendveranstaltung am 17. September zur Diskussion: 

Wehrhafte Demokratie 
Warum die Zeit reif ist für einen AfD-Verbotsantrag  
 
Wann: Donnerstag, 17. September, 19 Uhr (Einlass 18.30 Uhr).  
Wo: Bildungsstätte Anne Frank, Hansaallee 150, 60320 Frankfurt am Main 
 
Paneldiskussion mit Dr. Bijan Moini (Legal Director der Gesellschaft für Freiheitsrechte) 
und Prof. em. Dr. Norbert Frei (Historiker, Friedrich-Schiller-Universität Jena) 
Moderation: Prof. Dr. Meron Mendel, Direktor der Bildungsstätte Anne Frank 
 
Der Eintritt ist frei, Anmeldung per Mail an events@bs-anne-frank.de 
 
Die Gesellschaft für Freiheitsrechte hat sich mit ihrem im Sommer vorgelegten Gutachten 
festgelegt: „Die AfD ist nachweislich verfassungswidrig“. Mehr als 1000 Jurist*innen 
schließen sich der Forderung der GFF an, ein Verbotsverfahren gegen die Partei 
einzuleiten, die in mehreren Bundesländern als gesichert rechtsextrem oder zumindest als 
Verdachtsfall vom Verfassungsschutz beobachtet wird. Mit Baden-Württembergs 
Ministerpräsident Cem Özdemir (Grüne) und Bundesverteidigungsminister Boris Pistorius 
(SPD) sprechen sich mittlerweile auch Spitzenpolitiker in Regierungsverantwortung dafür 
aus, ein Verbotsverfahren zumindest mit Fokus auf „eindeutig völkische Landesverbände“ 
zu prüfen.  
 

mailto:presse@bs-anne-frank.de
mailto:presse@bs-anne-frank.de
https://www.instagram.com/bsannefrank/?hl=de
https://www.tiktok.com/@bsannefrank
https://de.linkedin.com/company/bs-anne-frank
https://www.instagram.com/p/DbsIKBDjEbg/?utm_source=ig_web_copy_link&igsi=MzRlODBiNWFlZA==
https://www.instagram.com/p/DcLBsjLDBsN/?utm_source=ig_web_copy_link&igsi=MzRlODBiNWFlZA==
https://www.instagram.com/p/DcQLUhMDJ0C/?utm_source=ig_web_copy_link&igsi=MzRlODBiNWFlZA==
https://www.instagram.com/p/DciTrkljPWo/?utm_source=ig_web_copy_link&igsi=MzRlODBiNWFlZA==
https://www.instagram.com/p/DcsgCOZDJ9k/?utm_source=ig_web_copy_link&igsi=MzRlODBiNWFlZA==
https://www.instagram.com/p/DclCl4KnRbz/?utm_source=ig_web_copy_link&igsi=MzRlODBiNWFlZA==
mailto:events@bs-anne-frank.de
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Zwischen den Landtagswahlen in Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-Vorpommern/Berlin 
richtet die Bildungsstätte Anne Frank den Fokus auf den Umgang der Demokratie mit 
ihren Feinden. Direktor Prof. Dr. Meron Mendel diskutiert die Potenziale und Fallstricke 
eines AfD-Verbotsverfahrens mit Dr. Bijan Moini, der das Gutachten der GFF als Legal 
Director und Projektleiter mit weiteren Jurist*innen erstellt hat, und mit dem Historiker 
Prof. em. Dr. Norbert Frei, der öffentlich für ein Verbotsverfahren wirbt und es für 
überfällig hält. 
 

Wir freuen uns, wenn Sie die Veranstaltung in Ihren Medien ankündigen und halten Ihnen 
gerne einen Platz als Berichterstatter*in frei – kurze Mail an presse@bs-anne-frank.de 

genügt. 

 

Über die Bildungsstätte Anne Frank 

Als Zentrum für politische Bildung ist die Bildungsstätte Anne Frank e.V. in Frankfurt, 
Hessen und bundesweit aktiv, um Jugendliche und Erwachsene für Antisemitismus, 
Rassismus und verschiedene Formen von Diskriminierung zu sensibilisieren – und für die 
aktive Teilhabe an einer offenen und demokratischen Gesellschaft zu stärken.  

#Landtagswahl 

#LTWSachsenanhalt 

 

Marie-Sophie Adeoso 
Ansprechpartnerin für 
die Presse 
 
T. (+49)69 560 00 - 264 
M. madeoso@bs-anne-frank.de 
→ bs-anne-frank.de 
 
Hansaallee 150 | 
60320 Frankfurt am Main  
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